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… nur Briefmarken  
und Münzen?
So, 171 Tage nach der Bundestagswahl haben wir 
nun doch eine Bundeskanzlerin, die gemäß Art. 63 
Grundgesetz vom Bundestag gewählt wurde. Sie 
wurde mit der Mehrheit der Mitglieder des Bundes-
tages und vom Bundespräsidenten ernannt. Das hat 
die Medien beschäftigt. Aber lagen denn die an- 
deren Ministerien im Wahlkoma? Ein Blick auf die 
Pressemitteilungen des Bundesfinanzministeriums 
lässt das vermuten: Neun der ersten zehn Presse-
mitteilungen des Jahres 2018 beschreiben neue 
Münzen und Briefmarken. Numismatiker und Phi-
latelisten mögen begeistert sein, ihnen sei der  
Stellenwert gegönnt, aber das normale Leben ging 
nicht weiter. Doch, es wurde gearbeitet, es wurde 
verwaltet, aber zukunftsorientierte Entscheidun- 
gen waren zum Ruhen verdammt. Die politische  
Ausrichtung … sie fehlte. So kamen die 20-Euro- 
Gedenkmünze „Froschkönig“, die 5-Euro-Sammler-
münze „Subtropische Zone“ aus der Serie „Klima- 
zonen der Erde“ auf der World Money Fair in Berlin 
und die Sonderbriefmarke „200 Jahre Rheinische 
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn“ prominent ins 
Web. 

Bitte, das soll nicht falsch verstanden werden. 
Die Sammler von Münzen und Briefmarken haben 
tolle Hobbies. Aber wenn ein Ministerium nur sol-
che Pressemitteilungen  versenden kann, zeigt uns 
das, dass offensichtlich etwas Sand in den Zahnrä-
dern knirschte. Theoretisch könnten wir Ihnen auch 
jeden Tag Wasserstandsmeldungen senden und so 
zeigen wir, dass wir da sind. Aber das werden Sie 
nicht wollen. Deshalb verschonen wir Sie mit All- 
gemeinplätzen und geben an Sie das weiter, was 
Sie, Ihr Haus und die Angelegenheit betrifft, mit der 
Sie uns beauftragt haben. Das bedeutet aber nicht, 
dass wir nicht weiterdenken. Wir betrachten es 
auch als unsere Aufgabe, Sie gezielt über rechtliche 
Entwicklungen zu informieren. Deshalb halten Sie 
unsere Advoselect-News in Händen oder lesen diese 
online. 

V O R W O R T DATENSCHUTZRECHT

Bewertungsportal muss Profil von Ärztin löschen  
Bewertungsportale im Internet sind datenschutz-
rechtlich zulässig, wenn sie neutral bleiben. Das 
hat der BGH entschieden, als er einer Kölner Ärztin 
Recht gab. Sie wollte ihr Profil auf der Ärzte- 
Bewertungsplattform Jameda löschen lassen. Da 
neben ihrem Bewertungsprofil mit Profilen kon-
kurrierender Ärzte aus der Umgebung geworben 
wurde, sah er die Speicherung ihrer Daten als 
rechtswidrig. Der Plattformbetreiber sah ein bes-
seres Informationsangebot der Nutzer.  

Der BGH erkannte, dass die Ärztin einen 
Anspruch auf Löschung ihrer personenbezoge-
nen Daten habe, weil das Portal neben dem Profil 
nicht zahlender Ärzte dem anfragenden Nutzer 
Anzeigen konkurrierender Ärzte in unmittelbarer 
örtlicher Nähe und mit dem gleichen Fachbereich 
anbot. Das gab es nicht bei zahlenden „Premium-
kunden“, die diese Seite u. a. mit Fotos verändern 
und damit auch eine Konkurrenzwerbung ver-
meiden konnten. 

Mit der vorbeschriebenen, mit dem Bewer-
tungsportal verbundenen Praxis verlässt, so der 
BGH, die Betreiberin des Portals ihre Stellung als 
„neutraler“ Informationsmittler. Während sie bei 
den nichtzahlenden Ärzten dem ein Arztprofil auf- 
suchenden Internetnutzer die „Basisdaten“ nebst 
Bewertung des betreffenden Arztes anzeigt und 

ihm mittels des eingeblendeten Querbalkens 
„Anzeige“ Informationen zu örtlich konkurrieren-
den Ärzten bietet, lässt sie auf dem Profil ihres 
„Premium“-Kunden – ohne dies dort dem Inter-
netnutzer hinreichend offenzulegen – solche über 
die örtliche Konkurrenz unterrichtenden werben-
den Hinweise nicht zu. Nimmt sich die Beklagte 
aber in dieser Weise zugunsten ihres Werbeange-
bots in ihrer Rolle als „neutraler“ Informations-
mittler zurück, dann kann sie ihre auf das Grund-
recht der Meinungs- und Medienfreiheit gestützte 
Rechtsposition gegenüber dem Recht der Klägerin 
auf Schutz ihrer personenbezogenen Daten auch 
nur mit geringerem Gewicht geltend machen. Das 
führt hier zu einem Überwiegen der Grundrechts-
position der Klägerin, so dass ihr ein „schutzwür-
diges Interesse an dem Ausschluss der Speiche-
rung“ ihrer Daten (§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG) 
zuzubilligen ist.

Damit verliert das Bewertungsportal die Rolle 
als „neutraler“ Informations- und Meinungsmitt-
ler, denn eigene geschäftliche Interessen stehen 
in dem Vordergrund. Seine Meinungsfreiheit über- 
wiegt nicht das Recht der Klägerin auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung, sodass sie einen 
Löschungsanspruch hat. 

KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

Safer Internet Day 2018: Chancen und Risiken    
Sie ist aus unserem Alltag nicht mehr wegzu- 
denken: Anwendungen auf Basis von Künstlicher 
Intelligenz gewinnen im Verbraucheralltag mehr 
und mehr an Bedeutung. Das Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) und 
der Digitalverband Bitkom e. V. veranstalteten an- 
lässlich des Safer Internet Day 2018 die Konferenz 
„Künstliche Intelligenz – Dein Freund und Helfer?“, 
bei der die Chancen und Risiken von „KI-Techno-
logien“ beleuchtet wurden. Die Bundesregierung 
steht dieser Technologie offen gegenüber; sie will 
sie fördern und verstehen. Dabei thematisiert sie 
die Aufrechterhaltung des hohen Schutzniveaus 
von Grund- und Verbraucherrechten. Vorausset-
zung für die Akzeptanz von KI ist das Vertrauen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher in die Pro- 
dukte und Serviceleistungen der Unternehmen.

KI strebt nach vorn und entwickelt Entwickeltes 
eigenständig weiter, bewahrt aber auch das Alte 
und das, was vielleicht nicht mehr verwahrt wer-
den will. Das Recht zum Vergessenwerden, das 
Recht, eigene Daten zu löschen, kann tangiert sein.  
Auch subjektiv Gelöschtes kann objektiv immer 
noch im Datenmeer schlummern. 
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KURZ UND BÜNDIG
Kündigung wegen des Antritts einer  
Freiheitsstrafe
Ein Arbeitgeber kann das Beschäftigungsverhältnis 
mit einem Arbeitnehmer kündigen, der eine Frei-
heitsstrafe von mehr als zwei Jahren zu verbüßen 
hat und dessen vorzeitige Entlassung nicht sicher 
erwartet werden kann. Die Kündigungsschutzklage 
eines jungen Vaters, der wegen seiner Beteiligung 
an einem versuchten Raubüberfall rechtskräftig zu 
einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und acht Mo- 
naten verurteilt worden war, scheiterte. Die Tat 
stand in keinem Bezug zu seinem Arbeitsverhältnis 
als Bäcker. Als er im September 2016 seine Haft 
antreten musste, kündigte der Arbeitgeber, weil 
der Arbeitnehmer, der im Betrieb bereits seine 
Ausbildung gemacht hatte, künftig mehr als zwei 
Jahre ausfallen werde. Auch das LAG wies die Klage 
ab, da es der ständigen Rechtsprechung entspre-
che, dass ein Arbeitgeber eine Kündigung erklären 
darf, wenn zu diesem Zeitpunkt damit zu rechnen 
ist, dass der Arbeitnehmer länger als zwei Jahre aus- 
fallen wird. Ein Vergleich mit dem gesetzlich gere-
gelten Ruhen eines Arbeitsverhältnisses während 
der Elternzeit sei nicht gerechtfertigt, da dies dem 
Schutz der Familie dient.

Im Stadium fortgeschrittener Alzheimer- 
demenz errichtetes notarielles Testament  
ist nichtig

Eine Erblasserin ist testierunfähig, wenn sie auf-
grund einer fortgeschrittenen Demenzerkrankung 
vom Alzheimertyp nicht mehr in der Lage ist, die 
Bedeutung und die Tragweite einer erklärten letzt-
willigen Verfügung einzusehen und nach einer sol-
chen Einsicht zu handeln. Ein in diesem Zustand 
errichtetes notarielles Testament ist nichtig. Diese 
Rechtslage hat das OLG Hamm festgestellt.  2004 
ordnete das zuständige Betreuungsgericht wegen 
fortgeschrittener Alzheimerdemenz der Erblasse-
rin eine Betreuung für ihre Vermögensangelegen-
heiten an und bestimmte zwei Söhne zu Betreu-
ern. Nach dem Tode seines Bruders wurde der 
Beklagte im März 2007 zum alleinigen Betreuer für 
seine Mutter bestellt. Kurz darauf errichtete die 
Erblasserin im Pflegeheim ein notarielles Testa-
ment, in dem sie den Beklagten zu ihrem Alleiner-
ben einsetzte. Mit weiteren notariellen Verträgen, 
errichtet im März 2007 und August 2008, schenkte 
die Erblasserin ihrem Sohn eine Forderung und 
Geldbeträge in Höhe von insgesamt 160.000 €. 
Eine fachärztliche Begutachtung der Erblasserin im 
Betreuungsverfahren aus dem Jahre 2010 stellte 
eine so weit fortgeschrittene Demenzerkrankung 
der Erblasserin fest, dass aus ärztlicher Sicht Ge- 
schäftsunfähigkeit bestand. Nach dem Tode der 
Erblasserin ließ der Beklagte ein zum Nachlass ge- 
hörendes Mehrfamilienhaus in Unna auf sich als 
Alleineigentümer umschreiben. Das OLG Hamm hat 
durch die Vernehmung von Zeugen und Anhörung 
eines medizinischen Sachverständigen über die 

Testier- und Geschäftsfähigkeit der Erblasserin bei 
der Errichtung des infrage stehenden Testaments 
und der infrage stehenden Schenkungsverträge Be- 
weis erhoben und nach dem Ergebnis der Beweis-
aufnahme der Klage stattgegeben. Das von der Erb- 
lasserin im März 2007 errichtete Testament und 
die von ihr abgeschlossenen Schenkungsverträge 
aus den Jahren 2007 und 2008 seien unwirksam, 
weil die Erblasserin bei der Errichtung dieser Ur- 
kunden testier- und geschäftsunfähig gewesen sei. 
Die zunächst beim Bundesgerichtshof eingelegte 
Nichtzulassungsbeschwerde (Az. BGH IV ZR 14/17) 
ist zurückgenommen worden, nachdem der BGH 
die Bewilligung von Prozesskostenhilfe abgelehnt 
hatte.

Änderungen 2018: Neue Grenzen für gering-
wertige Wirtschaftsgüter seit 1. Januar 2018  
Zum 1. Januar 2018 wurden die Grenzen für gering-
wertige Wirtschaftsgüter (GWG) angehoben. Danach 
ergeben sich für den Sofortabzug für GWG folgende 
Höchstwerte. 

Nettopreis	 Umsatzsteuer 	 Bruttopreis 
800,00 €	 152,00 €	 952,00 €
	 (19 Prozent Umsatzsteuer) 

800,00 € 	 56,00 € 	 856,00 € 
	 (7 Prozent Umsatzsteuer) 

 

GASTBEITRAG  – Dr. Katalin Preda – Rechtsanwältin, Geschäftsführende Partnerin der Preda Anwaltskanzlei in Budapest,  www.preda.hu

Ready 4 GDPR? Zwei Monate vor der neuen 
EU-Datenschutzverordnung
Ab dem 25. Mai 2018 kommt es zu einer wichtigen, 
den Schutz von personenbezogenen Daten betref-
fenden Änderung in den EU-Ländern, da die neue 
Datenschutzverordnung der EU, d.h. die Verord-
nung Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (GDPR – General Data Protec-
tion Regulation) ab diesem Tag Anwendung findet. 
Zugleich wird die Verordnung Nr. 95/46/EG (allge-
meine Datenschutzverordnung) durch diese Rechts- 
norm außer Kraft gesetzt.

Das Konzept Datenschutz, das sich innerhalb 
des rechtlichen Schutzes der Privatsphäre einer 
Person interpretieren lässt, wurde seit den 
1970-er Jahren ein verbreitet verwende-
ter Begriff zwecks Bezeichnung eines 
neuartigen Schutzes, der als Antwort 
auf die Gefahren einer durch die 
elektronische Revolution je all-
gemeiner werdenden automa-
tisierten Datenverarbeitung in 
Europa aufgekommen ist. Der 
Inhalt des durch diesen ge- 
leisteten rechtlichen Schut-
zes veränderte sich seit Ent- 
stehen des Begriffs mehr-
fach in bedeutendem Aus-
maß, bzw. ist dauernd in 
Veränderung. Durch die 
technische Entwicklung ha- 
ben sich die Menge der ver-
arbeiteten Daten und auch 
das Maß der die Privatperso-
nen betreffenden Auswirkun-
gen erhöht. Die neueste Ära von 
Datenschutz wird vielmehr durch 
die Regelung der Technologie und 
nicht durch gewöhnlichen Rechtsschutz 
geprägt. Damit sind auch die neue Rege-
lung der GDPR, der Anspruch auf einheit- 
liche europäische Rechtsanwendung und die 
höheren Bußgeldbeträge verbunden. Aus dem 
durch die Kommission Anfang 2012 veröffentlichten 
Vorschlag wurde im Mai 2016 ein verkündeter 
Rechtsnormtext. Der Vorgang wurde mit Lobby- 
tätigkeit belastet, es ist mehrfach aufgekommen, 
dass der Mangel an einem einheitlichen politischen 
Willen letztendlich zu dessen Scheitern führen 
würde. Dass es doch nicht dazu gekommen ist, ist 
zum Großteil den durch die seitens der Nationalsi-
cherheitsorgane der USA in Europa vorgenomme-
nen Massenüberwachungen herbeigeführten poli-
tischen Wellen zu verdanken. GDPR bekräftigt des- 
halb die Rechte der Betroffenen und stellt den Ver-
antwortlichen erhebliche Sicherheitserfordernisse 
auf.

Die Verordnung bereitet zahlreiche Neuigkei-
ten für Datenschutzjuristen, für Behörden die diese 

anzuwenden haben und für alle europäische Firmen 
– von Familien- oder Klein- und Großunterneh- 
men bis hin zu multinationalen Großunternehmen 
–, die personenbezogene oder sensible Daten ver-
arbeiten. Ihre Bestimmungen sind ab dem 25. Mai 
2018 unmittelbar anzuwenden, bedürfen keiner 
Gesetzgebung in den einzelnen Mitgliedsstaaten. 
Den Vertretern der betroffenen Unternehmen  
verbleiben lediglich zwei Monate um sich auf  
die transparente Verarbeitung von sowohl elektro- 
nischen, als auch in Papierform gespeicherten 

Daten, deren entsprechende Speicherung, auf die 
Analyse der Risiken (Folgenabschätzung) und auf 
die Bestätigung, dass für den Besitz, Verarbeitung 
der Daten ihrerseits eine entsprechende Rechts-
grundlage besteht, vorzubereiten.

Die neue Regelung betont das Recht auf „Ver-
gessenwerden“, d.h. das Recht auf Löschung, 
schreibt die Frist für die Anmeldung einer Ver- 
letzung des Schutzes personenbezogener Daten  
(72 Stunden) vor, vervielfacht die Summe der Geld-
buße. In einem schwerwiegenden Fall kann die 
Obergrenze der Geldbuße bis auf 20 Millionen 
Euro steigen, bzw. kann vier Prozent des gesamten 
weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorange-

gangenen Geschäftsjahres (jeweils die höhere der 
zwei Beträge) erreichen. Neben den strengen Sank- 
tionen wird die Verordnung in mehreren Fällen 
auch eine – im Vergleich zu der bisherigen – klarere 
Situation herbeiführen. Es ist zu erwarten, dass die 
unter den Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
in bestimmten nationalen Rechten bestehende Un- 
sicherheit endlich geklärt wird. Die Bestimmungen 
und Verpflichtungen erhalten auf europäischer 
Ebene eine einheitliche Auslegung und für die  
Verantwortlichen eine Rechtspraxis in breiterem 
Umfang als Wegweiser dienen wird, um die Recht-
mäßigkeit ihres Vorgangs mit personenbezogenen 
Daten zu gewährleisten. Es ist auch kein verschwie- 

genes Ziel der strengen Regelung, dass durch 
die neuen Datenschutzregeln die europäi-

schen Unternehmen im Vergleich zu den 
in Drittstaaten ansässigen Unterneh-

men einen Wettbewerbsvorteil ge- 
winnen.

Gemäß der Verordnung sind 
die betroffenen Personen über 
die wesentlichen Umstände 
der Datenverarbeitung zu 
informieren: über den Ver-
antwortlichen, über die 
Rechtsgrundlage, Zwecke 
der Datenverarbeitung, 
über die Dauer, für die  
die Daten gespeichert 
werden, über die Rechte, 
Rechtsmittelmöglichkei-
ten, über die in der Daten-
verarbeitung mitwirkende 

Unternehmen, die Empfän-
ger der Datenübermittlung. Es 

ist ein neues Element, dass im 
Falle einer schwerwiegenden Ver- 

letzung personenbezogener Daten 
die Einzelheiten des Vorfalls, dessen 

negative Auswirkungen und die erforder- 
lichen Sicherheitsmaßnahmen der nationalen 

Datenschutzbehörde oder bei grenzüberschrei-
tenden Datenverarbeitungen der sog. Hauptbe-
hörde, in kritischer Situation auch der betroffenen 
Person anzuzeigen sind. 

Alle europäischen Unternehmen, die sich bis-
lang mit der Vorbereitung noch nicht befasst ha- 
ben, sind in dem letzten Moment, da es aus der bei 
der Annahme der GDPR gewährten zweijährigen 
Vorbereitungsfrist nunmehr lediglich zwei Monate 
verblieben sind.   

STEUERRECHT 

Kosten eines privaten Sicherheitsdienstes  
können außergewöhnliche Belastungen sein 
Notwendige und angemessene Kosten für die  
Beauftragung eines privaten Sicherheitsdienstes  
führen zu außergewöhnlichen Belastungen, wenn 
eine Gefahr für Leib und Leben abzuwehren ist. 
Das hat das Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 
11.12.2017 entschieden.

Die inzwischen verstorbene  Klägerin nahm eine 
erwachsene und sich als Ärztin ausgebende Frau 
im Wege der Adoption als Kind an, erteilte ihr 
General- und Vorsorgevollmacht und setzte sie als 
Erbin ein. Die Klägerin wurde von ihrer Adoptiv-
tochter mit Medikamenten „ruhig gestellt“ und in 
einen körperlichen Dämmerzustand versetzt, der 
nur dann durch weitere Medikamente unterbro-
chen wurde, wenn die Klägerin wichtige Termine 
wie Notartermine, u. a. für die Erbeinsetzung der 
Adoptivtochter, wahrnehmen musste. Nachdem sie 
sich befreien konnte, widerrief die Klägerin die 
Vollmachten und die Erbeinsetzung und zog in 
eine Seniorenresidenz, in der sie sich 24 Stunden 
am Tag durch einen privaten Sicherheitsdienst 
bewachen ließ, weil ihre Adoptivtochter und von 
dieser beauftragte Personen mehrfach versucht 
hatten, die Klägerin dort aufzusuchen. Die Berück-

sichtigung der hierfür entstandenen Kosten als 
außergewöhnliche Belastungen lehnte das Finanz-
amt ab.

Der Senat gab der hiergegen erhobenen Klage 
statt, nachdem er eine umfangreiche Beweisauf-
nahme durch Zeugenvernehmungen zur Bedro-
hungslage der Klägerin durchgeführt hatte. Die Auf- 
wendungen für den privaten Sicherheitsdienst seien 
der Klägerin aus tatsächlichen Gründen zwangs-
läufig erwachsen. Sie sei aufgrund der Behandlung 
durch ihre Adoptivtochter einer schweren ge- 
sundheitlichen Bedrohung ausgesetzt gewesen 
und in ihrer persönlichen Freiheit unzumutbar ein-
geschränkt worden. Es habe auch die Gefahr einer 
Entführung und damit einer Wiederholung der kör-
perlichen Übergriffe bestanden. Die Klägerin sei 
gezwungen gewesen, sich vor weiteren möglichen 
Angriffen gegen Leib und Leben zu schützen. Da es 
sich bei der Seniorenresidenz nicht um eine 
geschlossene Anlage gehandelt habe, seien die 
Aufwendungen für den Sicherheitsdienst auch den 
Umständen nach notwendig und angemessen ge- 
wesen. 
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ADVOSELECT-INSIDE 

„How to make business 
in  Europe“
Eine unvollständig ausgefüllte Steuererklärung der 
Tochterfirma in Portugal, ein unbeabsichtigter Ver-
stoß gegen Umweltauflagen an einer Produktions-
stätte in Ungarn, eine Unachtsamkeit im Umgang 
mit dem Zoll in der Slowakei oder auch nur eine 
unbedachte Partyeinladung, die in Italien geltendes 
Recht verletzt – wenn den Mitarbeitern im Ausland 
ein Fehler passiert, kann daraus schnell ein straf-
rechtliches Problem für den Geschäftsführer der 
Muttergesellschaft oder Holding werden. Mit einem 
neuen Projekt möchte Advoselect Unternehmer 
gezielt dabei unterstützen, solche und ähnliche 
Risiken im EU-Ausland zu vermeiden. Unter Feder-
führung der Kanzleien Ehler Ermer & Partner aus 
Schleswig-Holstein, DusiLaw aus Italien und wei- 
terer Kanzleien in Europa entwickelt die Arbeits-
gruppe Corporate Compliance gerade einen „busi-
ness guide“, der aufzeigt, worauf in verschiedenen 
EU-Ländern besonders zu achten ist, wenn man als 
Unternehmer nicht in die Gefahr straf- oder zivil-
rechtlicher Haftung geraten möchte. Der erste Teil 
des Guides wird in Kürze auf der Advoselect-Web-
site erscheinen, in den kommenden Monaten wer-
den dann sukzessive immer mehr Länder dazu 
kommen. So wird es künftig deutlich einfacher, zu 
vermeiden, dass aus Fehlern von Mitarbeitern im 
Ausland ein straf- oder zivilrechtliches Haftungs-
problem für den Geschäftsführer der Muttergesell-
schaft oder Holding wird.  

ARBEITSRECHT  

Aufhebungsvertrag und Begünstigung eines 
Betriebsratsmitglieds  
Der Kläger war bei der Beklagten beschäftigt und 
seit 2006 Vorsitzender des Betriebsrats. Anfang 
Juli 2013 hatte die Beklagte beim ArbG unter Beru-
fung auf – vom Kläger bestrittene – verhaltensbe-

dingte Gründe ein Verfahren zur Ersetzung der 
Zustimmung des Betriebsrats zur außerordentlichen 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses des Klägers 
eingeleitet. Am 22.07.2013 schlossen die Parteien 
außergerichtlich einen Aufhebungsvertrag, in dem 
u.a. die Beendigung des Arbeitsverhältnisses zum 
31.12.2015, die Freistellung unter Vergütungsfort-
zahlung und eine noch im Verlauf des Arbeitsver-
hältnisses auszuzahlende Abfindung von 120.000 € 

netto vereinbart wurde. Nachdem der Kläger am 
23.07.2013 vereinbarungsgemäß von seinem Be- 
triebsratsamt zurückgetreten und in der Folgezeit 
die Auszahlung der Abfindung an ihn erfolgt war, 

hat er mit der vorliegenden Klage 
den Fortbestand seines Arbeitsver-
hältnisses über den 31.12.2015 hin-
aus geltend gemacht. Er meint, der 
Aufhebungsvertrag sei nichtig, weil 
er durch diesen als Betriebsratsmit-
glied in unzulässiger Weise begüns-
tigt werde.

Die Klage blieb beim BAG – wie 
bereits in den Vorinstanzen – ohne 
Erfolg. Nach § 78 Satz 2 BetrVG dür-
fen Mitglieder des Betriebsrats we- 
gen ihrer Betriebsratstätigkeit we- 
der benachteiligt noch begünstigt 
werden. Vereinbarungen, die hierge- 

gen verstoßen, sind nach § 134 BGB nichtig. Durch 
den Abschluss eines Aufhebungsvertrags wird das 
Betriebsratsmitglied allerdings regelmäßig nicht 
unzulässig begünstigt. Soweit die Verhandlungs-
position des Betriebsratsmitglieds günstiger ist als 
die eines Arbeitnehmers ohne Betriebsratsamt, be- 
ruht dies auf dem in § 15 KSchG und § 103 BetrVG 
geregelten Sonderkündigungsschutz. (BAG, Urt. v. 
21.03.2018 - 7 AZR 590/16) 


